Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/2610 


SdirlftUdier Berldit 

des Finanzausschusses 
(14. Aussdiuß) 

über den von den Abgeordneten Dr. Schulze-Vorberg, Sänger, 
Dr. Burgbacher, Dr. Arnold, von Eckardt, Raffert, Rock und 
Genossen eingebraditen Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Umsatzsteuergesetzes 

— Drucksache V/1874 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Koch 


Der Gesetzentwurf wurde vom Plenum des Deut- 
schen Bundestages in der 123. Sitzung am 6. Ok- 
tober 1967 an den Finanzausschuß federführend, an 
den Ausschuß für Wissenschaft, Kulturpolitik und 
Publizistik mitberatend sowie an den Haushalts- 
ausschuß gemäß § 96 der Geschäftsordnung überwie- 
sen. 

Der Finanzausschuß hat die Vorlage in seinen 
Sitzungen am 29. November 1967 und 18. Januar 
1968 behandelt. Der mitbeteiligte Ausschuß für 
Wissenschaft, Kulturpolitik und Publizistik hat den 
Gesetzentwurf am 16. November 1967 beraten. 

Mitglieder der Fraktion der CDU/CSU und der 
Fraktion der SPD, im Beratungsverlauf unterstützt 
von Mitgliedern der FDP-Fraktion, haben im Juni 
1967 mit Drucksache V/1874 vorgeschlagen, vom 
1. Juli 1967 an die Lieferung von Zeitungen von der 
Umsatzsteuer zu befreien. Sie bezogen sich auf eine 
Plenarsitzung des Bundestages im März desselben 
Jahres, in der sich Sprecher aller Fraktionen für 
eine möglichst schnelle Hilfe für die Zeitungen aus- 
gesprochen hatten. Die Freistellung der Vertriebs- 
erlöse der Zeitungen von der Umsatzsteuer sei eine 
wichtige Sofortmaßnahme. 


Kurz zuvor hatte die Bundesregierung aufgrund 
eines Beschlusses des Bundestages vom 11. Mai 
1967 eine Pressekommission eingesetzt, die „a) die 
Ursachen für die Gefährdung der wirtschaftlichen 
Existenz von Presseunternehmen, b) die Folgen der 
Konzentration im Pressewesen für die Meinungs- 
freiheit in der Bundesrepublik Deutschland" unter- 
suchen und ggf. geeignete Vorschläge unterbreiten 
sollte. 

Die Pressekommission hat ihre Empfehlungen der 
Bundesregierung vorgelegt, die sie, ihrerseits mit 
einer Stellungnahme versehen, unter Drucksache 
V/2403 am 15. Dezember 1967 dem Bundestag zu- 
geleitet hat. 

Von diesen Empfehlungen fallen nur diejenigen, 
die steuerliche Erleichterungen zum Gegenstand ha- 
ben, in den Aufgabenbereich des Finanzausschusses. 
Der einzige Vorschlag, den die Bundesregierung aus 
dem Steuerkatalog positiv aufgegriffen hat, ist die 
Umsatzsteuerbefreiung für bestimmte Verlagser- 
zeugnisse im 2. Halbjahr 1967. Die Bundesregierung 
erklärt in ihrer Stellungnahme, sie werde den An- 
trag Drucksache V/1874 in dem von der Pressekom- 
mission empfohlenen Umfang unterstützen, wobei 
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sie gewisse Modifikationen in der Abgrenzung von 
begünstigten und nicht mehr begünstigten Presse- 
unternehmen Vorschlägen würde. 

Der Finanzausschuß hat die Beschlußfassung über j 
den Antrag V/1874 solange ausgesetzt, bis die Ge- j 
Samtkonzeption der Bundesregierung zur Sanierung | 
des Pressewesens vorlag. Im November 1967 hat | 
sich der Ausschuß für Wissenschaft, Kulturpolitik j 
und Publizistik mit den damals bereits bekanntep ' 
Empfehlungen der Pressekommission befaßt und i 
sich ihnen angeschlossen. Demnach sollte folgen- 
dermaßen verfahren werden: 

„Pressenunternehmen werden für Tageszeitun- 
gen und Zeitschriften, die vorwiegend der poli- j 
tischen Bildung und Unterrichtung dienen, von ' 
der geltenden Umsatzsteuer ab 1. Januar 1967 
befreit, wenn sie 

1. nur ein unter den bezeichneten Kreis von 
Publikationen fallendes Objekt herausge- 
ben und mit diesem Objekt eine Auflage bis 
zu 160 000 Stück täglich bzw. wöchentlich 
erreichen, wobei Bezirksausgaben mit eige- 
nen Lokalredaktionen nicht zusammenge- 
zählt werden, 

oder 

2. bei mehreren unter den bezeichneten Kreis | 
von Publikationen fallenden herausgegebe- i 
nen Objekten mit keinem dieser Objekte j 
eine Auflage von 80 000 Stück täglich bzw. 
wöchentlich überschreiten." 

Dem Finanzausschuß wurde für seine Beratungen 
entsprechend der Stellungnahme der Bundesregie- 
rung zu den Vorschlägen der Pressekommission 
Formulierungshilfe vom BMF geleistet. Da der Ge- 
setzentwurf erst nach dem 1. Januar 1968 in Kraft 
treten würde, war es nicht mehr möglich, das zum 
31. Dezember 1967 ausgelaufene Umsatzsteuergesetz 
1951 zu ändern. Das BMF schlug daher vor, an die 
Stelle der von den Antragstellern vorgesehenen 
Steuerbefreiungsvorschrift eine Steuervergütung 
treten zu lassen, die in gleicher Höhe, unabhängig 
vom Produktionsweg, allen zu begünstigenden Ver- 
lagen zu gewähren wäre. Diese Formulierungshilfe 
war Grundlage der Verhandlungen des Finanzaus- 
schusses. 

Der Vorschlag der Bundesregierung wird nach 
den Schätzungen des BMF dazu führen, daß etwa 
8 Mio DM an rund 400 Verlage ausgeschüttet wer- 


den; im Durchschnitt entfällt demnach auf jeden 
Verlag eine Steuervergütung von ca. 20 000 DM. 

Für diese Regelung wurde angeführt, daß sie der 
Erhaltung der Pressefreiheit diene, der Konzentra- 
tion der Presseorgane entgegenwirke und zur Auf- 
rechterhaltung der Vielfalt der Meinungsträger im 
Interesse einer lebendigen Demokratie unbedingt 
notwendig sei. 

Gegen die vorgeschlagene Steuervergütung wurde 
geltend gemacht, daß sie weder nach ihren Kriterien 
noch nach ihrem Ausmaß geeignet sei, die Pro- 
bleme zu lösen, die nach allgemeiner Auffassung 
dringend einer Abhilfe bedürften. Dieses einmalige 
Steuergeschenk trage den Charakter einer Erhal- 
tungssubvention, die nicht in ein längerfristiges 
Strukturprogramm eingebaut sei; es stelle keine 
wirkliche Hilfe für bedrängte Unternehmen dar und 
komme auch solchen zugute, die seiner nicht bedürf- 
ten. Auch könne eine solche neue Subvention zu 
Berufungsfällen führen, in einer Zeit, in der man 
sich bemühe, bestehende Subventionen abzubauen. 

Der Finanzausschuß setzte sich über erhebliche 
grundsätzliche Bedenken hinweg, zumal die Bundes- 
regierung eine solche Sofortmaßnahme als ein erstes 
Zeichen ihrer Absicht, die Probleme im Pressewe- 
sen, soweit sie zu ihrer Überwindung beitragen 
könne, mit Nachdruck in Angriff zu nehmen, gewer- 
tet sehen wollte. 

Der Finanzausschuß schlägt daher entsprechend 
der Stellungnahme der Bundesregierung vor, für 
die Zeit vom 1. Juli bis 31. Dezember 1967 eine 
4 ^Voige Umsatzsteuervergütung auf die Entgelte für 
die steuerpflichtigen Lieferungen von Zeitungen 
und Zeitschriften, die überwiegend der politischen 
Bildung und Unterrichtung dienen, zu zahlen, wenn 
die Auflage dieser Zeitungen und Zeitschriften in 
einem Verlag zusammen im Durchschnitt 160 000 
Stück nicht überstiegen hat. Der Ausschuß war sich 
darüber im klaren, daß die Definition der Presse- 
erzeugnisse, die „überwiegend der politischen Bil- 
dung und Unterrichtung dienen", im Einzelfall zu 
Schwierigkeiten führen kann und daß diese Schwie- 
rigkeiten von der Finanzverwaltung nur unter Mit- 
wirkung der zuständigen Verbände gelöst werden 
könnten. Er glaubte aber, im Interesse der Sache 
auf der bereits von der Pressekommission vorge- 
schlagenen Voraussetzung für die Inanspruchnahme 
der Vergünstigung bestehen zu sollen. 

Namens des Finanzausschusses bitte ich, dem Ge- 
setzentwurf in der vom Finanzausschuß vorgeschla- 
genen Fassung zuzustimmen. 


Bonn, den 7. Februar 1968 


Dr. Koch 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/1874 — in der 
anliegenden Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 7. Februar 1968 

Der Finanzausschuß 

Dr. Schmidt (Wuppertal) Dr. Koch 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des 14, Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Gewährung einer einmaligen Umsatzsteuervergütung 

für Presseunternehmen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Ein Unternehmer, der im zweiten Kalender- 
halbjahr 1967 Zeitungen oder Zeitschriften (aus 
Nr. 49.02 des Zolltarifs), die überwiegend der poli- 
tischen Bildung und Unterrichtung dienen, geliefert 
hat, erhält eine Vergütung, wenn 

1. er Verleger dieser Zeitungen und Zeit- 
schriften war und 

2. die von ihm im zweiten Kalenderhalbjahr 
1967 verkaufte Auflage dieser Zeitungen 
und Zeitschriften zusammen im Durch- 
schnitt 160 000 Stück nicht überstiegen hat, 
Absatz 2 Satz 2 bleibt unberührt. 

(2) Die Vergütung beträgt vier vom Hundert der 
Entgelte für die steuerpflichtigen Lieferungen der 
in Absatz 1 bezeichneten Gegenstände, die der Un- 
ternehmer in der Zeit vom 1. Juli bis 31. Dezember 
1967 bewirkt hat. übersteigt die Auflage (Absatz 1 
Nr. 2) 160 000 Stück, so mindert sich die Vergütung 
für je volle 1000 Stück der Mehrauflage um zehn 
vom Hundert des sich nach Satz 1 ergebenden Ver- 
gütungsbetrages . 


(3) Die Vergütung mindert sich um die Umsatz- 
steuer für die in Absatz 2 bezeichneten Entgelte, 
die auf Grund des § 131 der Reichsabgabenordnung 
erlassen worden ist. 

§ 2 

Die Vergütung ist von der Umsatzsteuer zu kür- 
zen, die der Unternehmer für das Kalenderjahr 
1967 schuldet. Der Unternehmer ist berechtigt, die 
Kürzung in der letzten für das Kalenderjahr 1967 
abzugebenden Voranmeldung vorzunehmen oder 
diese Voranmeldung entsprechend zu berichtigen, 
übersteigt der Vergütungsbetrag die für den Vor- 
anmeldungszeitraum oder Veranlagungszeitraum 
geschuldete Umsatzsteuer, so ist der Unterschieds- 
betrag zu erstatten. 

§ 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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